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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 62/10 B 
 
L 2 R 229/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 R 704/05 (SG Koblenz) 
 
 
 
…………………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Dezember 2010 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,   die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r    und  

den Richter   Dr.  K o l o c z e k   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 16. August 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 16.8.2010 hat das LSG Rheinland-Pfalz einen Anspruch des Klägers auf Fest-

stellung der Zeit vom 1.9.1980 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum Zusatzver-

sorgungssystem der technischen Intelligenz sowie der in diesem Zeitraum erzielten Entgelte 

verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache im Sinne von § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, da sie nicht formgerecht begründet 

ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Ent-

scheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm 

angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 41). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger misst folgenden Rechtsfragen grundsätzliche Bedeutung bei: 
 
 1. "Kommen als im Sinne von § 1 Abs. 2 der 2. DB vom 24.05.1951 gleichgestellte 

Institute oder Betriebe der Schifffahrt nur solche Institute oder Betriebe in Betracht, denen 
die Beförderung von Gütern und Personen mit Wasserfahrzeugen das Gepräge gibt?" 
 

 2. "Kommen als gleichgestellter Betrieb im Sinne von § 1 Abs. 1 der zweiten DB vom 
24.05.1951 als 'wissenschaftliches Institut' nur Forschung betreibende selbständige Ein-
richtungen der Wirtschaft in Betracht, deren Hauptzweck die zweck- und betriebs-
bezogene (wissenschaftliche) Forschung und Entwicklung war?" 
 

 3. "Kann ein gleichgestellter Betrieb im Sinne von § 1 Abs. 2 der 2. DB vom 24.05.1951 
nur ein solcher Betrieb sein, der nicht in der Vergangenheit volkseigener Betrieb war?" 
 

 4. "Muss es sich bei den in § 1 Abs. 2 der 2. DB vom 24.05.1951 genannten einem volks-
eigenen Produktionsbetrieb gleichgestellten Betriebe um solche handeln, deren Haupt-
zweck auf die industrielle (serienmäßig wiederkehrende) Fertigung, Herstellung, 
Anfertigung, Fabrikation bzw. Produktion von Sachgütern und die Errichtung (Massen-
produktion) von baulichen Anlagen ausgerichtet ist?" 

 

Er hat es jedoch versäumt, die Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungserheblichkeit der auf-

geworfenen Fragen schlüssig aufzuzeigen. 

 

Entscheidungserheblichkeit bedeutet, dass es für die Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfragen ankommt und die Entscheidung 

bei Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte aus-

fallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass 

der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten rechtlichen 

Klärung womöglich am Fehlen einer weiteren Anspruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt 

es an der Darlegung der Entscheidungserheblichkeit und damit der Klärungsfähigkeit der 

aufgeworfenen Rechtsfragen (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). Ein 

Beschwerdeführer hat daher den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht 

einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und dabei insbesondere 

den Schritt darzustellen, der die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten Rechtsfragen 

notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Hierzu enthält die Beschwerdebegründung 

keine ausreichenden Ausführungen. 

 

Ob eine Rechtsfrage im angestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig ist, kann generell nur 

auf der Grundlage bereits getroffener Feststellungen beantwortet werden. Dagegen kann die 

Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung nicht zugelassen werden, wenn das Berufungs-

gericht eine Tatsache, die für die Entscheidung der mit der Nichtzulassungsbeschwerde 

angesprochenen Rechtsfragen erheblich sein würde, noch nicht festgestellt hat und damit der-

zeit nur die Möglichkeit besteht, dass sie nach Zurückverweisung der Sache an das Berufungs-

gericht und nach weiterer Sachverhaltsaufklärung entscheidungserheblich werden kann (BSG 

Beschuss vom 10.11.2008, B 12 R 14/08 B, juris mwN). Die vom Kläger aufgeworfenen Fragen 

stellen sich nur dann tragend, wenn das Berufungsgericht bereits alle erforderlichen tatsäch-
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lichen Umstände festgestellt hat, um das Vorliegen sämtlicher Anspruchsvoraussetzungen 

bejahen zu können. Dies ist nicht der Fall. Die Prozessbevollmächtigten des Klägers tragen 

lediglich vor, dass dieser "unstreitig die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen für den 

vorliegend geltend gemachten Anspruch" erfülle. Dass das LSG entsprechende Feststellungen 

getroffen hat, ist der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 

11 

12 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

